
Audiatur et altera pars
Wer öfter mit einstweiligen Verfügungen zu tun hat, sollte
sich die aktuelle Pressemeldung des Bundesverfassungsgerichts
ansehen:

Aus  dem  grundrechtsgleichen  Recht  auf  prozessuale
Waffengleichheit  folgt,  dass  ein  Gericht  im  Presse-  und
Äußerungsrecht  grundsätzlich  vor  einer  stattgebenden
Entscheidung über den Antrag einer Partei der Gegenseite Recht
auf Gehör gewähren muss. Auch wenn Pressesachen häufig eilig
sind, folgt hieraus kein schutzwürdiges Interesse daran, dass
die  Geltendmachung  eines  Unterlassungsanspruchs  oder  eines
Gegendarstellungsrechts dem Antragsgegner verborgen bleibt.

Das betraf eine Entscheidung des Landgerichts Köln, in der der
Beschwerdeführerin die Unterlassung von Äußerungen aufgegeben
wurde, ohne dass sie zuvor vorprozessual abgemahnt oder im
gerichtlichen Verfahren angehört worden war.
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https://www.jurawiki.de/AbMahnung

